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Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 30. Januar 1995 durch den 
Vorsitzenden Richter Wolf und die Richter Dr. Paulusch, 
Groß, Ball und Wiechers

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 8. Zivilsenats 
des Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 21. Oktober 
1993 wird auf Kosten des Klägers zurückgewiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand;

Die Parteien schlossen am 15. Juni 1989 einen Leasing­
vertrag Über einen Ferrari 308 GTS, Baujahr 1985, der eine 
Laufleistung von rund 32.026 km aufwies und den sich der « 
Kläger bei dem Autohaus K. ausgesucht hatte. Die Vertrags­
dauer sollte ab 1. Juni 1989 36 Monate betragen. Die monat­
liche Leasingrate belief sich auf 2.040,79 DM zuzüglich 
Mehrwertsteuer (- insgesamt 2.326,50 DM). Als Nettoanschaf­
fungswert des Fahrzeuges wurde der vom Kläger mit dem Auto­
haus K. ausgehandelte Kaufpreis von 148.245,61 DM (= zuzüg­
lich Mehrwertsteuer 169.000 DM) zugrunde gelegt, auf den der 
Kläger eine Anzahlung von 70.000 DM inklusive Mehrwertsteuer
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{= netto 61.403«51 DM) leistete. Der Restwert wurde in S 1 
des Vertrages mit 40 % (= 34.736,84 DM netto = 39.600 DM 
brutto) der danach verbleibenden Mietberechnungsgrundlage 
von 86.842,10 DM (■ 99.000 DM einschließlich Mehrwertsteuer) 
vereinbart. Für den Fall des ordnungsgemäßen Vertragsablaufs 
ist unter 5 17 der - Vertragsbestandteil gewordenen - Allge­
meinen Geschäftsbedingungen der Beklagten bestimmt:

"17.2: Kommt ein Verlängerungsvertrag nicht zu­
stande , ist der Leasingnehmer auf Verlan­
gen von E^verpflichtet, das Leasingob­
jekt in dem Zustand, in dem es sich bei 
Vertragsende befindet, zu dem unter S 1 
ausgewiesenen Restwert zuzügl. MWSt, 
käuflich zu erwerben.

17.3: Der Leasingnehmer macht hiermit
unwiderrufliche Angebot zum Abschluß des 
Kaufvertrages gemäß S 17.2. Mit Zugang 
der schriftlichen Annahmeerklärung durch 
EBbeim Leasingnehmer kommt der Vertrag 
zustande.
Für den Fall des Zustandekommens eines 
Kaufvertrages schließen die Parteien 
schon jetzt jegliche Gewährleistungsan- 
sprüche aus."

Der Kläger zahlte bei Übergabe des Fahrzeugs die erste« 
Leasingrate und in der Folgezeit bis September 1990 noch 
weitere 15 Raten. Mit Anwaltsschreiben vom 13. Juni 1990 
erklärte er den Widerruf des Leasinggeschäftes nach dem Ab­
zahlungsgesetz. Die Beklagte kündigte durch Schreiben vom 
20. November 1990 den Leasingvertrag wegen Zahlungsverzuges 
fristlos und beanspruchte später neben den rückständigen



Leasingraten für Oktober und November 1990 (4.653 DM) Scha­
densersatz, den sie mit 64.419,25 DM beziffert hat. Am 
6. Mürz 1991 veräußerte sie das Fahrzeug für netto 
93.860 DM. Mit diesem Verwertungserlös verrechnete sie die 
rückständigen Leasingraten und ihre Schadensersatzforde­
rung.

Mit der vorliegenden Klage hat der Kläger die von ihm 
geleisteten Zahlungen (70.000 + 16 x 2.326,50 DM) abzüglich 
eines Nutzungsentgeltes (23.240,88 DM) in Höhe von 
83.983,12 DM nebst 8,5 % Zinsen seit dem 1. Dezember 1991 
zurückgefordert.

Er hat den Leasingvertrag für sittenwidrig im Sinne von 
S 138 Abs. 1 BGB und hilfsweise infolge des erklärten Wi­
derrufes nach dem Abzahlungsgesetz für nicht zustande ge­
kommen gehalten. Er hat ferner die Ansicht vertreten, auf 
jeden Fall müsse die Beklagte ihm den erzielten "Obererlös" 
(= 24.787,75 DM) herausgeben.

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben, das Ober­
landesgericht hat sie abgewiesen. Hiergegen richtet sich 
die Revision des Klägers, mit der er die Wiederherstellung 
des erstinstanzlichen Urteils erstrebt.
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Entscheldunqsaründe;

I. Das Berufungsgericht hat ausgeführt, das Landgericht 
sei zutreffend davon ausgegangen, daß der streitige Lea­
singvertrag nicht dem Abzahlungsgesetz unterfalle. Nicht zu 
teilen sei dagegen die Auffassung des Landgerichts, der 
Vertrag sei wegen Verstoßes gegen § 138 Abs. 1 BGB nichtig. 
Dabei könne offenbleiben, ob - wovon das Landgericht ausge­
gangen sei - zur Prüfung eines auffälligen Mißverhältnisses 
zwischen Leistung und Gegenleistung im Rahmen von Leasing­
verträgen die Grundsätze entsprechend heranzuziehen seien, 
welche die Rechtsprechung zur Sittenwidrigkeit von Raten­
krediten entwickelt habe. Jedenfalls seien diese Grundsätze 
auf den hier zu beurteilenden Sachverhalt nicht übertrag­
bar, weil es sich bei dem Pkw, der Gegenstand des streiti­
gen Leasingvertrages sei, um einen aus dem Rahmen des Kon­
sumentenleasing fallenden "Exoten" handle und angesichts 
der Ausbildung und beruflichen Tätigkeit des Klägers nicht 
davon ausgegangen werden könne, daß er bei Abschluß des 
Leasingvertrages wirtschaftlich unerfahren gewesen sei. 
Hinzu komme der ungewöhnliche Umstand, daß der Kläger al­
lein für die Überlassung des Fahrzeugs 2.326,50 DM pro Mo­
nat ausgegeben und das nur in ganz geringen Stückzahlen 
hergestellte Ferrari-Modell auch ein wirtschaftliches Spe­
kulationsobjekt dargestellt habe. Der Markt für derartige 
Fahrzeuge unterliege weitgehend spekulativen und von irra­
tionalen Gesichtspunkten geleiteten Gesetzen. Es sei des- « 
halb auch nicht auszuschließen, daß der Wert des Ferrari 
innerhalb der dreijährigen Leasingdauer unter den kalku­
lierten Restwert hätte fallen können, zumal der Sachver-



-  6 -

ständige £. einen ab Ende 1990 eingetretenen regelrechten 
Preisverfall für Fahrzeuge der vorliegenden Art bestätigt 
habe. Da der Leasingvertrag nicht wegen Sittenwidrigkeit 
nichtig sei, habe der Kläger auch keinen Anspruch auf Rück­
erstattung der geleisteten Anzahlung. Ohne diese hätte sich 
nämlich eine andere Berechnungsgrundlage für die Leasingra­
ten ergeben, die selbst bei voller Anrechnung des Verwer­
tungserlöses im Ergebnis zu einem vom Kläger noch zu zah­
lenden Betrag von 12.107,84 DM geführt hätte. Auch die Aus­
kehr ung des von der Beklagten infolge der günstigen Verwer­
tung des Fahrzeuges tatsächlich erzielten "Übererlöses" von 
etwa 25.000 DM könne der Kläger nicht beanspruchen. Dieser 
stehe der Beklagten als Eigentümerin des Fahrzeuges zu.

IX. Das angefochtene Urteil hält jedenfalls im Ergebnis 
der rechtlichen Nachprüfung und den Revisionsangriffen 
stand.

1. Zutreffend hat das Berufungsgericht angenommen, daß 
der hier zu beurteilende Leasingvertrag kein verdecktes Ab­
zahlungsgeschäft im Sinne des § 6 AbzG ist und daher nicht 
wirksam widerrufen werden konnte. Der erkennende Senat hat 
in ständiger Rechtsprechung die Voraussetzung des S 6 AbzG 
nur bejaht, wenn Endziel des Leasingvertrages die Übertra­
gung der Sachsubstanz auf den Leasingnehmer war, dieser al­
so damit rechnen konnte, ihm werde nach störungsfreiem Ver­
tragsablauf die Sache endgültig verbleiben. Er hat auch 
wiederholt betont, daß ein - wie hier vereinbartes - Andie­
nungsrecht eine solche Erwartung nicht zu rechtfertigen ,*



vermöge (vgl. Urteil vom 11. März 1987 - VIII ZR 215/86 = 
NJW 1987, 2082, 2083 unter I 2 c m.w.Nachw.).

2. Entgegen der Auffassung der Revision hat das Beru­
fungsgericht es auch nicht rechtsfehlerhaft unterlassen, 
einen Schadensersatzanspruch des Klägers auf Rückgängigma­
chung des Leasingvertrages unter dem Gesichtspunkt des Ver­
schuldens bei VertragsSchluß in Verbindung mit S 278 BGB zu 
prüfen und - wie die Revision meint - zu bejahen.

Die Revision leitet einen solchen Anspruch aus dem 
- unter Beweis gestellten, von der Beklagten mit Beweisan­
tritt bestrittenen - Vortrag des Klägers ab, die Beklagte 
sei ständiger Finanzierungspartner des Autohauses K.; des­
sen Verkäufer hätten ihm den Leasingvertrag mit der Erklä­
rung "schmackhaft" gemacht, daß er nach Ablauf der Leasing­
zeit das Fahrzeug zu dem "dort” vereinbarten Restwert über­
nehmen könne. Damit ist ein Anspruch des Klägers aus - der 
Beklagten über § 278 BGB zurechenbarem - Verschulden bei 
Vertragsschluß nicht schlüssig dargetan. Der erkennende Se­
nat hat zwar im Urteil vom 4. November 1987 (VIII ZR 313/86 
s NM 1988, 84) ausgesprochen, der Leasinggeber könne nach 
S 278 BGB zum Schadensersatz verpflichtet sein, wenn der 
von ihm mit der Vorbereitung des Leasingvertrages betraute 
Lieferant oder dessen Vertreter dem Leasingnehmer entgegen 
dem schriftlichen VertragsInhalt und damit unter Verletzung 
von Aufklärungspflichten erklärt habe, nach Ablauf der Lea­
singzelt könne die Leasingsache käuflich erworben werden.
Im hier zu entscheidenden Fall ist aber, was für das Ein­
greifen des S 278 BGB erforderlich wäre, nicht dargetan, 
daß sich die Beklagte der Hilfe des Lieferanten zur Vorbe-
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reitung des Leasingvertrages bedient hat. Dazu hätte es we­
nigstens des Vorbringens bedurft« daß der Lieferant mit dem 
Kläger - auftragsgemäß - ein Vorgespräch über den Inhalt 
des Leasingvertragesi u.a. insbesondere dessen Laufzeit so* 
wie die Berechnung und Zahlung der Leasingraten« geführt 
hätte. Dazu hat der Kläger indessen in den Tatsacheninstan­
zen nichts vorgebracht. Die Behauptung« die Beklagte sei 
"ständiger Finanzierungspartner" des Lieferanten« ersetzt 
einen solchen Vortrag nicht.

3. Im Ergebnis zu Recht hat das Berufungsgericht eine 
Sittenwidrigkeit des Leasingvertrages nach § 138 Abs. 1 BGB 
verneint.

a) Im Sinne dieser Vorschrift sind gegenseitige Verträ­
ge als Wucherähnliche Rechtsgeschäfte sittenwidrig und da­
her nichtig, wenn zwischen Leistung und Gegenleistung ob­
jektiv ein auffälliges Mißverhältnis besteht und eine ver­
werfliche Gesinnung des begünstigten Teils hervorgetreten 
ist, insbesondere wenn dieser die wirtschaftlich schwächere 
Lage des anderen Teils, dessen Unterlegenheit und Ge­
schäft sunerfahrenheit bei der Festlegung der Vertragsbedin­
gungen bewußt zu seinem Vorteil ausgenutzt oder sich zumin­
dest leichtfertig der Erkenntnis verschlossen hat, daß sich 
der andere Teil nur aufgrund seiner schwächeren Lage auf 
die ihn beschwerenden Bedingungen eingelassen hat (Senats­
urteil vom 11. Januar 1995 - VIII ZR 82/94, zur Veröffent­
lichung in BGHZ bestimmt, m.w.Nachw.).

b) Das Berufungsgericht hat sich letztlich nur mit den 
Besonderheiten des vorliegenden Leasingvertrages gegenüber

•0
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dem "Konsumentenleasing" und mit der subjektiven Seite des 
S 138 Abs. 1 BGB befaßt. Ob seinen diesbezüglichen Erwägun­
gen in allen Punkten gefolgt werden könnte, braucht nicht 
entschieden zu werden. Es fehlt nämlich bereits ein objek­
tives Mißverhältnis zwischen der Leistung der Beklagten und 
der Gegenleistung des Klägers. *

c) Die vom Berufungsgericht ausdrücklich offengelassene 
Frage, ob zur Feststellung eines Mißverhältnisses zwischen 
den beiderseitigen Leistungen im Rahmen eines Finanzie­
rungsleasingvertrages die Grundsätze entsprechend herange­
zogen werden können, die der Bundesgerichtshof zur Sitten­
widrigkeit von Ratenkreditverträgen entwickelt hat (vgl. 
u.a. BGHZ 104, 102; 110, 336), hat der Senat in dem vorer­
wähnten Urteil vom 11. Januar 1995 entschieden. Danach bie­
tet sich ein Zurückgreifen auf diese Grundsätze an, wenn 
die vereinbarte Leasingrate nicht - der primären Zuordnung 
des Leasing zur Miete des Bürgerlichen Gesetzbuches ent­
sprechend - einer üblichen Leasingrate anderer Verträge ge­
genübergestellt werden kann, die hinsichtlich des Abschluß­
zeitpunktes, des Leasingobjektes, einer eventuellen Sonder­
zahlung, der Laufzeit und des kalkulierten Restwertes ver­
gleichbar sind.

Da es im konkreten Fall insbesondere wegen der begrenz­
ten Stückzahl des in Rede stehenden Ferrari-Modells prak­
tisch ausgeschlossen erscheint, solche vergleichbaren Ver­
träge zu ermitteln, ist das Verhältnis zwischen Leistung 
und Gegenleistung hier anhand der für Ratenkredite maßgeb­
lichen Kriterien festzustellen.

*



10

aa) Danach 1st der effektive Jahreszins, der sich aus 
den vereinbarten Belastungen (= Vertragskosten) des Lea­
singnehmers aus dem zu überprüfenden Vertrag ergibt, mit 
dem marktüblichen effektiven Jahreszins eines entsprechen­
den Kredits zu vergleichen, der auf der Grundlage des in 
den Monatsberichten der Deutschen Bundesbank ausgewiesenen 
Schwerpunktzinses und - mangels Darlegung höherer Kosten im 
vorliegenden Fall (vgl. dazu senatsurteil vom 11. Januar * 
1995 - VIII ZR 82/94) - einer durchschnittlichen Bearbei­
tungsgebühr von 2,5 % zu berechnen ist. Zur Bestimmung des 
effektiven Jahreszinses kann bei Verträgen, deren Laufzeit 
- wie hier - 48 Monate nicht übersteigt, die sogenannte 
Uni f ormme thode

Vertragskosten x 2.400
(eff. Jahreszins ------------------------------ )

Nettokredit x (Laufzeit + 1)

angewendet werden. Sie bedarf allerdings für Teilamortisa­
tionsverträge einer Abwandlung. Bei diesen erfolgt im Ge­
gensatz zu VollamortisationsVerträgen die Tilgung des "Kre­
dits " nicht ausschließlich in gleichbleibenden Raten. Viel­
mehr wird ein Teil des vom Leasinggeber eingesetzten Kapi­
tals, nämlich der zur Vollamortisation nach Leistung der 
vereinbarten Raten und einer eventuellen Sonderzahlung feh­
lende Rest in Höhe des kalkulierten Restwertes oder einer 
Ausgleichszahlung erst am Ende der Laufzeit "zurückgewährt" 
und wird daher über den gesamten Zeitraum gleichmäßig ver­
zinst. Dieser Besonderheit und einer eventuellen Sonderzah- 
lung kann durch die Anwendung der von Schmidt/Schümm (in 
DB 1989, 2109, 2112) vorgeschlagenen mathematischen Formel 
Rechnung getragen werden. Statt der Vertragskosten (hier:

4
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61.403,51 + 36 x 2.040,79 + 34.736,84 - 148.245,61 * 
21.363,18 DM) wird in die Formel der Uniformmethode der Be­
trag (X) eingesetzt, der sich wie folgt errechnet:

Vertragskosten x 0,5 x (Ratenzahl + 1) x aX ----------------------------------------------
0,5 x (Ratenzahl + 1) x a + Ratenzahl x b

Dabei steht "a" für das zur Verfügung gestellte Kapital 
abzüglich des Restwertes sowie einer eventuellen Sonderzah­
lung und "b" für den Restwert zuzüglich einer eventuellen 
Sonderzahlung. Sind allerdings dem Leasinggeber - wie 
hier - hinsichtlich des Betrages der Sonderzahlung keine 
Kapitalkosten entstanden, so ist diese bei "b" unberück­
sichtigt zu lassen und lediglich der Restwert anzusetzen, 
weil sich sonst das Ergebnis ungerechtfertigt zugunsten des 
Leasinggebers verschieben würde.

bb) Bei Vertragskosten in Höhe von 21.363,18 DM, einem 
Wert von Ma" in Höhe von 52.105,26 DM (148.245,61 - 
61.403,51 - 34.736,84) und von Mb" in Höhe von 34.736,84 DM 
beträgt "X" demnach

21.363,18 x 0,5 x 37 x 52.105,26 --------------------------------------  = 9.299,27.
0,5 x 37 x 52.105,26 + 36 X 34.736,84

Nach der Uniformmethode ergibt sich hiernach ein 
effektiver Jahreszins von

9.299,27 x 2.400--------------------- U | 5 8
37 x 52.105,26
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Zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses (Juni 1989) betrug 
der von der Deutschen Bundesbank ermittelte Schwerpunktzins 
0,42 % per Monat. Bei einem entsprechenden Kredit von
86.842.10 DM (Anschaffungspreis von 148.245,61 DM - Sonder­
zahlung von 61.403,51 DM) hätten die Vertragskosten daher 
unter zusätzlicher Berücksichtigung einer Bearbeitungsge­
bühr von 2,5 % betragen: 86.842,10 x 0,42 % x 36 +
86.842.10 x 2,5 % * 15.301,60 DM.

"X" hat demzufolge einen Wert von
ti

15.301,60 X 0,5 x 37 x 52.105,26------- -----------------------------* 6.660,70.
0,5 X 37 x 52.105,26 + 36 x 34.736,84

Das ergibt nach der Uniformmethode einen effektiven 
Vergleichszins von

6.660,70 x 2.400
----------------------------- =  8, 29 %.
37 x 52.105,26

Der relative Unterschied zwischen Vertrags- und Markt­
zins beträgt somit 39,69 %. Die absolute Zinsdifferenz 
macht 3,29 % aus.

Da ein auffälliges Mißverhältnis zwischen Leistung und 
Gegenleistung grundsätzlich erst zu bejahen ist, wenn der 
effektive Vertragszins den effektiven Vergleichszins rela­
tiv um rund 100 % oder absolut um 12 % übersteigt (vgl. 
BGHZ 110, 336, 338 f), fehlt es hier bei Anwendung der für
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Ratenkreditvertrüge entwickelten Prüfungskriterien schon am 
objektiven Tatbestand des 5 138 Abs. 1 BGB.

Entgegen der Auffassung der Revision kann ein objekti­
ves Mißverhältnis zwischen Leistung und Gegenleistung auch 
nicht daraus hergeleitet werden, daß die Beklagte mit dem 
Kläger keinen Teilamortisationsvertrag mit Mehrerlösbetei­
ligung abgeschlossen, sondern eine Restwertregelung gewählt 
hat, welche ihr die - hier auch verwirklichte - Möglichkeit 
gab, durch einen über dem kalkulierten Restwert liegenden 
Verwertungserlös einen zusätzlichen Gewinn zu erzielen. 
Durch diese gängige und zulässige Vertragsgestaltung ist 
die Vertragsparität nicht unerträglich zu Lasten des Klä- 
gers gestört worden, zumal - wie das Berufungsgericht unan­
gegriffen festgestellt hat und dem Senat aus anderen Fäl­
len, die vergleichbare Pkw-Fahrzeuge oder Oldtimer zum Ge­
genstand hatten, bekannt ist - die Preisentwicklung bei li­
mitierten Pkw-Sondermodellen von irrationalen Gesichts­
punkten abhängt und die Beklagte daher diesem Risiko bei 
der Kalkulation des Restwertes Rechnung tragen durfte.

4. Fehl geht schließlich die Auffassung der Revision, 
auch bei Wirksamkeit des Leasingvertrages müsse die Beklag­
te jedenfalls den "Übererlös" von 24.787,75 DM an den Klä­
ger auskehren. Sie meint, dies ergebe sich daraus, daß der 
Kläger wegen vorzeitiger Beendigung des Leasingverhältnis­
ses Anspruch auf Rückzahlung der Hälfte der geleisteten 
Sonderzahlung (70.000 DM) habe und diesem Anspruch der 
Schadensersatzanspruch der Beklagten nur bis zur Vollamor­
tisation und damit nicht hinsichtlich des "Übererlöses" 
entgegenstehe. Bereits der Ansatz der Revision ist unzu-
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treffend. Der Kläger kann keine anteilige Rückerstattung 
der entrichteten Sonderzahlung beanspruchen. Der Leasingge­
ber ist nach vom Leasingnehmer veranlaßter fristloser Kün­
digung berechtigt, im Wege des Schadensersatzes zu verlan­
gen, so gestellt zu werden, wie er bei ordnungsgemäßer 
Durchführung des Vertrages gestanden hätte, ln diesem Falle 
hätte die Beklagte neben den vereinbarten Leasingraten und 
dem kalkulierten Restwert auch die gesamte Sonderzahlung 
erhalten. Gutzubringen sind dem Kläger von diesen vertrag­
lich vereinbarten Leistungen zum Zwecke des Vorteilsaus­
gleiches lediglich die Vorteile, die der Beklagten dadurch 
zukommen, daß sie die Geldleistungen des Leasingnehmers, 
die erst nach der fristlosen Kündigung fällig geworden wä­
ren, hier also allein die restlichen Leasingraten und den 
Restwertbetrag, vorzeitig beanspruchen konnte (vgl. dazu « 
Senatsurteil vom 11. Januar 1995 - VIII ZR 61/94, zur Ver­
öffentlichung bestimmt).

Wolf Dr. Paulusch Groß

Ball Wiechers
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